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Betlage zu JV2 84. VIII. Jahrgang. Nichtamtlicher Theil. 1890 Partie non officielle. VIIIme annco. Supplement au $« 84.

Niederlassimgsvertrag
zwischen

<lei* Sciliwels« iiudL l)oiitschland
vom 31. Mai 1890.

Die Schweizerische Eidgenossenschaft

und

Seine Majestät der Deutsche Kaiser,

von dem Wunsche beseelt, die zwischen der Schweiz und dem Deutschen

Heiehe bestehenden freundsehaflliehen Beziehungen zu erhallen und zu

befestigen, und von der Absieht geleitet, die Bedingungen für die Niederlassung
der Angehörigen der Schweiz im Deutschen Reiche und der Angehörigen
des Deutschen Reiches in der Schweiz, sowie die wechselseitige Unter-
stutzung Hulfsbedurftiger neu zu regeln, sind übereingekommen, zu diesem

Ende einen Vertrag abzuschließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten
ernannt, nämlich:

Der Schweizerische Du ndesrath:
den Herrn Bundesrat!) Nutria Broz, Chef des Schweizerischen Departements

des Auswärtigen, und

Seine Majestät der Deuts eh«» Kaiser:
Allerhöchst ihren außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten

Minister bei tier Schweizerischen Eidgenossenschaft, wirklichen geheimen
Legationsrath und Kammerherm, Herrn Otto von Bülow,

welche, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten, sieh, — vorbehältlieh der beidseitigen Ratifikation, — über
folgende Artikel geeinigt haben:

Artikel 1.

Die Deutschen sind in jedem Kantone der Eidgenossenschaft in Bezug
auf Person und Eigenthum auf dem nämlichen Fuße und auf die nämliche,
Weise aufzunehmen und zu behandeln, wie es die Angehörigen der anderen
Kantone sind oder noch worden sollten. Sie können insbesondere in der
Schweiz ah- und zugehen und sich daselbst dauernd oder zeitweilig
aufhalten, wenn sie den Gesetzen und Polizeiverordnungen nachleben.

Jede Art von Gewerbe und Handel, welche den Angehörigen tier
verschiedenen Kantone erlaubt ist, wird es auf gleiche Weise auch den
Deutschen sein, und zwar ohne daß ihnen eine pekuniäre oder sonstige
Mehrleistung auferlegt werden darf.

Artikel 2.

Um die in dem Artikel 1 bezeichneten Hechte beanspruchen zu können,
müssen die Deutsehen mit einem Zeugniß ihrer Gesandtschaft versehen
sein, durch welches bescheinigt wird, daß der Inhaber die deutsche lleichs-
angehörigkeit besitzt und einen unbescholtenen Leumund genießt.

Artikel 3.

Die Schweizer werden in Deutschland unter der im Artikel 2 des

gegenwärtigen Vertrages enthaltenen Voraussetzung die nämlichen Hechte
und Vortheile genießen, wie sie der Artikel 1 des gegenwärtigen Vertrages
den Deutschen in der Schweiz zusichert.

Artikel 4.

Durch die Bestimmungen der vorstehenden Artikel wird das Rocht
eines jeden der vertragenden Theile, Angehörigen des andern Tlrcils,
entweder irr Folge gerichtlichen IJrlheils oder aus Gründen der inneren und
äußeren Sicherheit des Staates oder' auch «aus Gründen der Armen- und
Sittenpolizei den Aufenthalt zu versagen, nicht berührt.

Artikel 5.

Die Angehörigen des einen der beiden Länder, welche in dem andern
wohnhaft sind, bleiben den Gesetzen ihres Vaterlandes über die Militärpflicht
oder die an deren Stelle tretende Ersatzleistung unterworfen und können
deßhalb in dem Lande, in welchem sie sich «aufhalten, weder zu persönlichem

Militärdienste irgend einer Art, noch zu einer Ersatzleistung angehalten
werden.

Artikel 6.

hu Falk1 eines Krieges oder einer Enteignung zum öffentlichen Nutzen
sollen die Burger des einen Landes, die, in dem andern wohnen oder
niedergelassen sind, den Bürgern des Landes, bezüglich des Schadenersatzes
für die erlittenen Beschädigungen gleichgehallen werden.

Artikel 7.

Jeder Vortheil in Bezug auf Niederlassung und Gewerbeausübung,
den der eine der vertragenden Theile irgend einer driften Macht, aufweiche
Weise es immer sei, gewährt halten möchte oder in Zukunft noch gewähren
sollte, wird in gleicher Weise und zu gleicher Zeit gegenüber dem andern
vertragenden Theile zur Auwendung kommen, ohne daß hiefur der Abschluß
einer besonder» Ueitereinkuntt nölhig wird.

Artikel 8.
Diu Angehörigen des einen Theiles, welche sich auf dem Gebiete dos

anderen Theilos befinden, aufhalten oder niedergelassen haben und in die
Lage kommen sollten, auf Grund der Bestimmungen des Artikels 4
weggewiesen zu werden, sollen sammt Familie auf Verlangen des ausweisenden
Theiles jederzeit von dem anderen Theile wieder übernommen werden.

^

Unter gleichen Voraussetzungen verpflichtet sich jeder Theil, seine
vormaligen Angehörigen, auch wenn sie, das Stau tsbürgerrcoht nach der
inländischen Gesetzgebung bereits verloren halten, so Lange sie nicht in dem
andern oder einem dritten Staate angehörig geworden sind, auf Verlangen
des andern Theiles wieder zu übernehmen.

Eine polizeiliche Zuweisung soll jedoch, sofern nicht das Heimathrecht
des Zuzuweisenden durch eine noch güllige unverdächtige Heimalhurkunde
dargethan ist, gegenseitig nicht stattfinden, bevor die Frage der Uebemahms-

pflicht erledigt und die letztere von dem Pflichtigen Theile ausdrücklich
anerkannt ist.

Die. Transport kosten bis zur Grenze zwischen Deutschland und der
Schweiz werden von dem zuweisenden Theile getragen.

Artikel 9.

Beide Theile behalten sieh in Bezug auf solche Pereonen, welche vor
Erfüllung ihrer Militärpflicht die Staatsangehörigkeit gewechselt haben, das
Hecht vor, ihnen die Beliigniss zum bleibenden Aufenthalte oder die Niederlassung

in ihrem frühem Heimathlande zu untersagen.

Artikel 10.

Die deutsehen Eigentlüimer oder Behauer von Grundstücken in der
Schweiz und umgekehrt die «schweizerischen Kigenlhümer oder Bebauer von
Grundslücken im Gebiete des deutschen Reiches genießen in Bezug auf die

.Bowirthschaftung ihrer Guter die nämlichen Vortheile, wie die «am gleichen
Orte wohnenden Inländer, unter der Bedingung, dass sie sich allen fur die
Laudesni[gehörigen geltenden Verwaltung.-«- und Polizeiveronlnungen
unterwerfen.

Artikel 11.

Jeder der vertragenden Theile verpflichtet, sich, dafür zu sorgen, dass
in seinem Gebiete denjenigen hiilfsbedürftigen Angehörigen des «andern

Theiles, welche der Kur und Verpflegung benölhigt sind, diese nach den
am Aufenthaltsorte für die Verpflegung der eigenen Angehörigen bestehenden
Grundsätzen bis dahin zu Theil werde, wo ihre Bückkehr in die Ileimath
ohne Nachlhoil für ihre und Anderer Gesundheit geschehen kann.

Ein Ersatz der hindurch oder durch die Beerdigung Verstorbener
erwachsenden Kosten kann gegen die Staats-, Gemeinde- oder ändert1
öffentliche Kassen desjenigen der vertragenden Theile, welchem der Hült's-
hedürftige angehört, nicht beansprucht werden. Fur den Fall, dass der
1 hilfsbedürftige seihst, oder daß andere privat rechtlich Verpflichtete zum
Ersatz der" Kostet) im Stande sind, bleiben die Ansprüche an diese
vorbehalten.

Die vertragenden Theile sichern sich auch wechselseitig zu, «auf Antrag
der zuständigen Behörde die nach der Landosgesotzgebung zuläßige Hülfe
zu leisten, damit denjenigen, welche die Kosten bestritten haben, diese nach
hilligen Ansätzen erstattet werden.

Artikel 12.

Der gegenwärtige Vertrag soll am 20. Juli 1890 in Wirksamkeit treten
und bis zum 31. Dezember 1900 in Kraft verbleiben.

Im Falle keiner der vertragenden Theile zwölf Monate vor dem
Ahlaule des gedachten Zeitraumes seine Absicht, die Wirkungen des Vertrages
aufhören zu lassen, kund gegeben haben sollte, bleibt derselbe in Geltung
bis zum Ablaufe, eines Jahres von dem 'Tage an, an welchem der eine
oder andere der vertragenden Theile, ihn gekündet hat.

Gegenwärtiger Vertrag soll baldmöglichst ratifizirl und die Auswechslung
der Ratifikationsurkunden spätestens bis zum 10. Juli dieses Jahres in Rem
bewirkt werdet).

Dessen zur Urkunde haben die, beiderseitigen Bevollmächtigten den
vorstehenden Vertrag unterzeichnet, unter Beidrückung ihrer Siegel.

So geschehen in Bern, den 31. Mai 1890.
Gez. Droz. Gez. Otto von Bülow.

(L. S.) (I, S.)

Schlussprotokoll.
Vor Unterzeichnung des vorliegenden Niederlassungsvertrages habet) die

unterzeichneten Bevollmächtigten kraft Ermächtigung ihrer beiderseitigen
Regierungen eine Verständigung über folgende Punkte getroffen :

1) Bezüglich der Bayerischen Staatsungehörigen ist der Königlich
Bayerische Gesandte hei der Eidgenossenschaft zur Ausstellung des in Arlikel 2

erwähnten Zeugnisses zusländig.
2) Solange die Schweiz vermöge ihrer Gesetzgebung nicht eine

Bestimmung darüber trifft, «laß für ihre Angehörigen, um die Hechle dieses
Vertrages im Deutschen Reiche zu beanspruchen, das in Artikel 2
erwähnte Zeugniß ausschließlich von ihrer Gesandtschaft und ihren Konsulaten
in Deutsehland «ausgestellt werden muß, werden die deutschen Behörden
einem von der betreffenden schweizerischen Gemeindebehörde ausgestellten
Heimathsehein und einem von dieser erlheilten Leumundszougniß, sofern
diese Urkunden von der zuständigen Behörde des Hebiiathkantons beglaubigt

sind, dieselbe Bedeutung wie dem in Artikel 2 erwähnten gosandt-
sehafllichcn Zeugniß beilegen.

3) Die Angehörigen des einen Vortragsslaales, welche kraft des
Vortrages vom 27. April 1870 im Gebiete dtes Andern in gesetzmäßiger "Weise
die Niederlassung erhalten haben, werden derselben ohne, weitere Förmlichkeit

nach den Bestimmungen des heutigen Vortrages theilhatlig bleiben.
4) In Bezug auf die lleimbeförderung der unter Art. 8 des heuligen

Vertrages erwähnten Personen werden die mittelst Zusatzprolokoll vom
21. Dezember 1881 zu dem Niederlaßungsvertrag vom 27. April 1876
festgesetzten Bestimmungen so lange in Wirksamkeit bleiben, als nicht das
genannte Protokoll durch ein neues Uebereinkommen zwischen beiden
Regierungen ersetzt sein wird.

5) Die beiden koulrahireuden Staaten geben sich die gegenseitige
Zusicherung, daß in allen Fällen, wo der Artikel 9 in Anwendung kommen
wird, der Ausweisung vorausgehend, «lie Verhältnisse genau untersucht und
erwogen werden sollen, und insofern die Umstände ergeben, «Laß der
Nation«a 1 itätsw«'ch.sel bona fide und nicht zum Zwecke der Umgehung der
Militärpflicht erfolgt ist, die Ausweisung unterbleiben soll.

Gegenwärtiges Protokoll soll die gleiche Kraft haben, wie wenn es
wörtlich in dem Vertrage vom 31. dieses Monats stunde. Es ist von den beiden
Vertragsparteien zu ratiliziren, und diu Ratifikationen sind in Rem am gleichen
Tage und zu gleicher Zeit, wie diejenigen des Ilauplvertrages auszuwechseln.

Dessen zur Urkunde haben die Unterzeichneten das gegenwärtige
Protokoll in doppeltem Original unterzeichnet und ihr«1 Wappensiegel bei-
gedrückl zu Bern, den 31. Mai 1890.

Gez. Droz. Gez. Otto von Bülow.
(L. S.) (L. S.)



442

TRAITE D'ßTABLISSEMENT
ENTRE

LA SUISSE ET L'ALLEMAGNE
Du 31 mai 1890.

La Confederation snisse
et

Sa Majeste l'Empereur d'Allemagne,
animös du dösir de maintenir et de resserrer les liens d'amitie existant
entre la Suisse et l'Empire d'Alleniagne et dans le but de regier ä nouveau
les conditions de letablissenient des Suisses dans l'Empire d'Allemagne et
des Allemands en Suisse, ainsi que Celles de l'assistance röciproque de
leurs ressortissants qui doivent etre secourus et soignös, sont convenus de

conclure ä cet effet un traitö et out nomine pour leurs plönipotentiaires,
savoir :

Le Conseil fkleral :

Monsieur le Conseiller federal Numa Droz, Clief du Departement federal
des Affaires ötrangöres, et

Sa Majesli l'Empereur d'Allemagne :

Monsieur Otto de Bülow, son Conseiller intime de Legation et Chambellan,

lesquels, apres s'ötrc communique leurs pleius pouvoirs, trouvAs en bonne
et due forme, sont convenus des articles suivants, sous reserve de
ratification :

Article 1.

Les Allemands seront regus et traites dans cliaque canton de la
Confederation, relativement ii leurs personnes et ;'i leurs propriötös, sur le
möme pied et de la möme maniere quo le sont ou pourronl l'etre ä

l'avenir les ressortissants des autres cantons. Iis pourront en consequence
aller, venir, sojourner temporaireinent et s'ötahlir d'une maniere permanente

en Suisse, eil se conformant aux lois et reglements de police.
Tout genre d'industrie et de commerce permis aux ressortissants des

divers cantons le sera Agalement au\ Allemands, sans cju'on puisse en
exiger aucune condition pöeuniaire ou autre plus onereuse.

Article 2.

Pour pouvoir invoquer le bönetice de Particle premier, les Allemands
en Suisse devront etre munis d'un certifical de leur legation, constatant
qu'ils possödent la qualite de ressortissants allemands et jouissent d'une
bonne reputation.

Article 3.

Las Suisses jouiront, en Alleinagne, en se confonnant aux prescriptions

de l'article 2 du present traile, des meines droits et avantages (|ue
l'article premier ci-dessus assure aux Allemands en Suisse.

Article 4.

Les dispositions des precedents articles lie portent aucune atteinte au
droit qu'a chacune des parties contractantes d'interdire son territoire aux
ressortissants de l'autre, soit en vertu d'un jugement, soit pour des motifs
tires de la security interieure et exterieure de l'Etat, soit encore pour des
motifs se rapportant ä la police des niceurs et ii la mendicite.

Article 5.

Les ressortissants de Tun des deux Etats etablis dans l'autre demeurent
soumis aux lois de leur patrie en ce qui concerne le service militaire et
les prestations imposees par compensation pour le sendee personnel; ils
lie peuvent, en consequence, dans le pays oil ils sont ötablis, etre astreints
ni h un sendee militaire quelconque, ni aux prestations imposöes par
compensation pour le service personnel.

Article 6.

En cas de guerre ou d'expropriation pour cause d'utilitö publique, les
citoyens de l'un des deux Etats rösidant ou ötablis dans l'autre seront
assimilös aux citoyens du pays oil ils rAsident, en ce qui concerne les
indeinnitös pour les dommages qu'ils auront eprouves.

Article 7.

Tout avantage que l'une des parties contractantes aurait concede ou
pourrait encore conceder ä l'avenir d'une maniere quelconque ii une autre
puissance, en ce qui concerne l'etablissement et l'exercice des professions
industrielles, sera applicable de la memo inaniöre et ä la meine epoque ii
l'autre partie, sans qu'il soit necessaire de faire une convention speciale ä
cet effet.

Article 8.

Les ressortissants de l'un des deux Etats conlractants qui se trouvent
sur le territoire de l'autre, qui y resident ou qui y sont etablis, et qui seraient
dans le cas d'ötre expulsös, en vertu des dispositions de l'article 4, seront,
ii la demande de l'Etat contractant qui les renvoie, regus en tout temps,
eux et leurs families, dans l'autre Etat.

Chaque partie s'engage, dans les mömes eventual itAs, ii recevoir, ii la
demande de l'autre partie, ceux de ses anciens ressortissants qui, tout en
avant perdu leur droit de citoyen d'aprös la legislation du pays, ne sont
pas devenus ressortissants de l'autre partie ou d'un autre Etat.

Toutefois, si l'origine n'est pas etablie par un acte encore valable et
lion suspect, un renvoi, par lnesure de police, ne doit pas avoir lieu avant que

la question de l'obligation de recevoir l'individu ä renvoyer ait etö resolue
et que l'autre Etat ait expressement reconnu son obligation ;'i cet egard.

Les frais de transport jusqu'aux frontieres de la Suisse et de 1'Alleinagne
seront ä la charge de l'Etat qui a provoquö le renvoi.

Article 9.

Les deux parties se reservent le droit d'interdire, ii ceux de leurs
ressortissants qui se sont fait naturaliser dans l'autre avant de s'ötre acquittes
de leur service militaire, le sejour permanent ou l'etablissement dans leur
ancienne patrie.

Article 10.
Les proprietaires ou cultivateurs suisses de biens-fonds situes dans l'empire

d'Allemagne, et vice-versä, las propriötaircs ou cultivateurs allemands do
biens-fonds situös en Suisse, jouissent, pour l'exploitation de leurs' biens, des
mömes avantages que les nationaux habitant la möme loealitö, ä la
condition de se soumeltre h toutes les ordonnances administratives et de police,
applicables aux ressortissants du pays.

Article 11.

Chacune des deux parties contractantes s'engage ;'i pourvoir ä ce que
sur son territoire les ressortissants de l'autre partie, qui doivent ötre secourus
et soignAs, soient traitös ä l'egal de ses propres ressortissants jusqu'i'i ce
que leur retour dans l'Etat d'origine puisse s'elfecteur sans danger pour leur
sante ou celle d'autres personnes. La bonification des frais rösultant de
l'application de ces dispositions ne peut ötre reclamöe des caisses de l'Etat,
des communes ou autres caisses publiques de l'Etat dont la personne secourue
est ressortissante. Pour le cas oii la personue secourue ou d'autres tiers
ohliges sont en ötal de remhourser les frais, le recours demeure röserve
contre ces deniiers.

Les gouvernemerits contractants s'engagent aussi röcijiroquement ä pröter,
sur la proposition de l'autorite competente, l'ajipui admissible aux termes
de la legislation du pays, alin que ceux qui out supportö les frais soient
remboursös dans une mesure equitable.

Article 12.

Le present traite entrera en vigueur le 20 juillet 1890 et sera valable
jusqu'au 31 decembre 1900.

Dans le cas, oii 12 inois avant la fin de ladite periode, aucune des
deux parties contractantes n'aurait notitiö son intention de faire cesser les
effets du traitö, il deineurera obligatoire jusqu'ä 1'expiration d'une annöe
ä partir du jour oü l'une ou l'autre des parties contnictantes l'aura denonce.

Le jirösent traite sera ratifiö aussitöt que faire se pourra, et les
ratifications en seront echangöes ä Berne, au plus tard le 10 juillet de cette
annöe.

En foi de quoi, les soussignös out signe le present traitö et y ont apposö
le cachet de leurs armes.

Fait ä Berne, le 31 mai 1890 (mil liuit cent quatre-vingt-dix).
(Signe) Droz. (Signö) Otto do Bülow.

(L. S.) (L. S.)

Protocole de cloture.
Au moment de proceder ii la signature du traite en date de ce jour,

les plönipotentiaires soussignös sont, avec 1'autorisation de leurs gouverne-
ments, convenus par le present protocole des dispositions suivantes.

1° Le ministro royal de Baviöre pros la Confedöration suisse est com-
pötent pour dölivrer aux ressortissants bavarois le certificat dont il est fait
mention ä l'article 2.

2° Tant que la Suisse n'aura pas pris de disposition lögislative dans
le but de determiner que pour ses ressortissants qui voudront se placer
en Allemagne au bönöfice du present traite, le certificat prövu ii l'article
2 ne pourra etre dölivrö que par sa lögation et ses consulats dans ce pays,
les autorites alleinandes considöreront coinine equivalant audit certificat
l'acte d'origine (Heimatschein), dölivrö par la commune suisse et lögalisö
par le canton d'origine.

3° Les ressortissants de l'un des deux pays röguliörement etablis dans
l'autre en vertu du traitö du 27 avril 1876, sont au bönöfice du traite en
date de ce jour sans autre formalite.

4° Pour le rapatriement des personnes visöes dans l'article 8 du traitö
de ce jour, les rögles fixöes par le protocole additionnel du 21 döcembre
1881 au traitö d'ötablissement du 27 avril 1876 continueront ,'t döployer
leurs elfets aussi longteinps que ledit protocole n'aura pas öle remplacü
par un nouvel accord entre les deux gouvernemeuLs.

5° Les deux Etats contractants s'engagent reciproqueinent il ne pro-
voquer le renvoi d'une personne, prövu ii l'article 9, qu'ajirös un examen
pröalable et minutieux des circonstances qui s'y rajijiortent; ils ne le pro-
voqueront pas, s'il rösulte de cet exainen que le chaiigeinent de nationalitö
a eu lieu bona fide et que la personne dont il s'agit n'a pas voulu, par
cela, se soustraire au service militaire.

Le prösent protocole aura la möme force et valeur que s'il faisait partie
intögrante du traite. II sera ratifiö par les deux parties contractantes, et les
ratifications en seront öchangöes ä Berne le meine jour et en möme
temps que celles du traitö.

En foi de quoi, les soussignAs ont signe le prösent protocole en double
et y ont apposö le cachet de leurs armes.

Fait ä Berne, le 31 mai 1890.

(Signö) Droz. (Sigriö) Otto (lo Bülow.
(L. S.)

"
(L. S.)
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